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Landkreistag Sachsen-Anhalt 


 Magdeburg, den 01. September 2003

Az.: 014-7

31. Landräte-Seminar am 28./29. August 2003 in Oberröblingen, Landkreis Sangerhausen;
Ergebnisniederschrift

Teilnehmer:
 lt. Anwesenheitsliste.

Die Tagesordnung wurde in folgender Reihenfolge behandelt:
TOP 1

Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004 

TOP 11
Entwicklung des Sparkassenwesens in Sachsen-Anhalt;



inhaltliche Abstimmung zum Sparkassenkongress am 

08. September 2003

TOP 2

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemein-schaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit

TOP 3

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA)

TOP 10
Durchführung des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes

TOP 4
Neufassung des Naturschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

TOP 5

Fortentwicklung der Funktionalreform

TOP 6
Entwurf einer Neufassung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr im Land Sachsen-Anhalt 

TOP 7

Ausführung des Grundsicherungsgesetzes in Sachsen-Anhalt

TOP 8
Zukunft der Feuerwehr-Unfallkasse Sachsen-Anhalt

TOP 9
Dienst- und Amtshaftpflichtdeckungsschutz für Landräte in Sachsen-Anhalt

TOP 12
Verschiedenes
TOP 1 

Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004

Umschichtungsüberlegungen zum kommunalen Finanzausgleich 2004

Die Einbindung von Finanzierungsregelungen aus Fachgesetzen in das Finanzausgleichsgesetz wird grundsätzlich als ein Schritt in die richtige Richtung eingeschätzt, weil hierdurch Verwaltungsaufwand vermindert und die selbstständige Aufgabenwahrnehmung unterstützt wird. Vorrangig sollten die Mittel als allgemeine Zuweisungen ausgereicht werden. Die Landräte erwarten, dass die kommunale Finanzhoheit bezüglich der für freiwillige Aufgaben umgeschichteten Mittel von der Kommunalaufsicht gewahrt bleibt. Zum Aufnahmegesetz weist der Landkreis Halberstadt darauf hin, dass die Personal- und Sachkosten der zentralen Aufnahmestelle in Halberstadt weiterhin vom Land geleistet werden müssen. 

Tischvorlage:

Übersicht über die Finanzierung der Musikschulen im Jahr 2002

Entwurf Landeshaushalt 2004

Nach der vom Innenministerium erstellten Spitzabrechnung des kommunalen Finanzausgleichs 2002 ist im Haushaltsjahr 2004 ein überzahlter Betrag von 32,3 Mio. Euro zu verrechnen. Die Differenz zu der Berechnung des Finanzministeriums (6,7 Mio. Euro) ergibt sich aus vorliegenden aber noch nicht ausgezahlten Anträgen auf Bedarfszuweisungen (Ausgleichsstock).
Entwicklung der Kreisumlage in 2004

Insbesondere durch höhere Gewerbesteuereinnahmen in 2002 gegenüber 2001 können die Landkreise landesweit bei gleich bleibendem Hebesatz mit Mehreinnahmen aus der Kreisumlage in Höhe von rund 7,1 Mio. Euro rechnen. Die Steuerkraftzahlen der kreisangehörigen Gemeinden für 2002 sind im verbandsinternen Internetangebot für die Berechnung der Kreisumlage verfügbar. 

Tischvorlage:

Kreisbezogene Übersicht über die Steuerkraftzahlen der kreisangehörigen Gemeinden nach Landkreisen 2001/2002

Krankenhausumlage 2004

Der Finanzierungsanteil der Landkreise und kreisfreien Städte nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz soll in 2004 zwar von 45 v. H. auf 30 v. H. abgesenkt werden. Durch die Änderung der Berechnungsgrundlagen ergibt sich allerdings eine Mehrbelastung der Kommunen von 10,2 Mio. Euro. Diese Erhöhung wird von den Landräten abgelehnt. 

Investitionshilfen 2004

Die Landräte sprechen sich für eine Verstetigung der Investitionshilfen gemäß § 11a FAG und eine Aufteilung dieser investiven Schlüsselzuweisungen auf die kreisangehörigen Gemeinden, kreisfreien Städte und die Landkreise analog § 6 FAG (allgemeine Zuweisungen) aus. 

Verfassungsbeschwerde gegen das FAG in der Fassung des Haushaltssanierungsgesetzes 2003

Die Landkreise Merseburg-Querfurt, Jerichower Land, Wernigerode und Quedlinburg haben Kreistagsbeschlüsse mit dem Auftrag vorliegen, die Möglichkeiten einer Verfassungsbeschwerde gegen das Finanzausgleichsgesetz zu prüfen. Die Geschäftsstelle wird sich mit den Landkreisen in Verbindung setzen, um die Erfolgsaussichten eines entsprechenden Verfahrens zu analysieren. 

TOP 11

Entwicklung des Sparkassenwesens in Sachsen-Anhalt;

inhaltliche Abstimmung zum Sparkassenkongress am 08. September 2003
Die Landräte kritisieren die fehlende Einbindung in die Überlegungen des Finanzministeriums zur Novellierung des Sparkassenrechts. Die Geschäftsstelle wird in Vorbereitung des Sparkassenkongresses am 08. September 2003 ein Thesenpapier erstellen, mit den Herren Schindler und Dr. Pietsch abstimmen und allen Landräten in Vorbereitung der Veranstaltung zuleiten. 

TOP 2

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit
Die Landräte nehmen die von der Geschäftsstelle erarbeiteten Eckpunkte für eine Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf (Anlage) zustimmend zur Kenntnis. Die Landräte halten die im Rahmen der interkommunalen Funktionalreform in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Aufgabenübertragungen für nicht geeignet, um eine wirtschaftliche Aufgabenerledigung auf gemeindlicher Ebene sicher zu stellen. Die Landkreise Anhalt-Zerbst, Bitterfeld, Wittenberg und Jerichower Land werden gebeten, ihre Stellenanteile zu den Aufgabenbereichen möglichst kurzfristig der Geschäftsstelle nachzureichen.

TOP 3

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA)
Die Landräte nehmen die Eckpunkte der Stellungnahme der Geschäftsstelle vom 25. August 2003 (Anlage) zustimmend zur Kenntnis. 

Die Geschäftsstelle wird gebeten, die Möglichkeiten von Kooperationen im Gesundheitswesen rechtlich zu prüfen.

Tischvorlage:

Ergebnis der Umfrage zu den Kooperationsüberlegungen der Landkreise (nur letzte Seite)

TOP 10

Durchführung des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes
Die Landräte wurden über den Inhalt der Artikel 4 und 12 des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes informiert. Die Neuregelung, wonach die Landkreise künftig Gebühren für zurückweisende Widerspruchsbescheide im Kommunalabgabenrecht erheben können, wird von den Landräten ausdrücklich begrüßt. Dagegen wird der grundsätzliche Ausschluss des Widerspruchsverfahrens für Selbstverwaltungsangelegenheiten der Landkreise insbesondere hinsichtlich der vom Landesgesetzgeber beabsichtigten Verfahrensbeschleunigung kritisch bewertet. Den Landräten wird empfohlen, in den Landkreisverwaltungen zu prüfen, welche konkreten Aufgabenbereiche von dem künftigen Ausschluss des Vorverfahrens betroffen sind. 

Die Thematik wird neben anderen aktuellen Rechts- und Verfahrensfragen in einer von der Geschäftsstelle für den Herbst geplanten Informationsveranstaltung mit den Rechtsamtsleitern der Landkreise noch einmal aufgearbeitet. 

TOP 4

Neufassung des Naturschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

Die Herren Landräte nehmen den Bericht über die Neufassung des Naturschutzgesetzes zur Kenntnis und bekräftigen die Forderung, die Zuständigkeit für die Verordnung der Naturschutzgebiete auf die Landkreise zu verlagern. Darüber hinaus ist das Landesinformationssystem Umwelt insbesondere mit dem Fachinformationssystem Naturschutz den Landkreisen kostenfrei zugänglich zu machen, damit die zusätzlichen Aufgaben nach dem Naturschutzgesetz überhaupt wahrgenommen werden können. Die Geschäftsstelle wird beauftragt, in der Stellungnahme zum Naturschutzgesetz die Bewertung des finanziellen Aufwandes durch die neu übertragenen Aufgaben und die hierfür erforderliche Kostendeckung deutlich herauszustellen. 

TOP 5

Fortentwicklung der Funktionalreform

Die Katalogisierung der Aufgaben entsprechend des dem Vorbericht beigefügten Vermerks aus dem Umweltministerium war Gegenstand einer Beratung mit Vertretern der kreislichen Umweltämter und der Stadt Halle. Die Landräte stimmen der Empfehlung dieser Arbeitsgruppe zu, zunächst nur die Aufgaben im Immissionsschutz zu kommunalisieren, die auch seitens des Umweltministeriums hierfür geeignet erscheinen. Das Ergebnis der Arbeitsgruppe wird Gegenstand der Stellungnahme beider kommunalen Spitzenverbände für die nächste Sitzung der Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ in der Staatskanzlei. 

Zur Vorbereitung der kreislichen Position zur Neuordnung des Bereichs Sozialhilfe wird die Geschäftsstelle beauftragt, die bei der Vorbereitung des damaligen Vorschlages eines kommunalen Verbandes einberufenen Arbeitsgruppe erneut einzuladen, um die seinerzeit erstellte Konzeption zu überarbeiten und ggf. anzupassen.

TOP 6

Entwurf einer Neufassung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr im Land Sachsen-Anhalt

Die Herren Landräte vertreten die Auffassung, dass die Änderung der ÖPNV-Aufgabe in eine freiwillige Daseinsvorsorgeaufgabe akzeptiert werden kann, wenn eine weitestgehende Deregulierung im ÖPNV-Gesetz erfolge und die Finanzausstattung seitens des Landes nicht gekürzt werde. Die Finanzausstattung müsse entgegen der vorgesehenen Regelung des Gesetzentwurfes für den ländlichen Raum nach dem Schlüssel 25 : 25 : 40 : 10 verbessert werden. 

Die Geschäftsstelle wird beauftragt, die Landräte für die Landrätekonferenz mit Herrn Minister Dr. Daehre MdL am 17. September 2003 auf der Grundlage des aktuellen Sachstandes vorzubereiten. 

TOP 7

Ausführung des Grundsicherungsgesetzes in Sachsen-Anhalt

Die Landräte nehmen den schriftlich vorliegenden Bericht der Geschäftsstelle zu den personellen und finanziellen Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes auf die Landkreise in Sachsen-Anhalt zur Kenntnis. Sie stimmen mit der Geschäftsstelle in der Einschätzung überein, dass der bisherige Bearbeitungsstand der Anträge auf Grundsicherungsleistungen nicht ausreicht, um über die Teilnahme an dem vom Deutschen Landkreistag koordinierten Verfassungsbeschwerdeverfahren gegen das Grundsicherungsgesetz zu entscheiden. 

Die vorliegende Untersuchung der Geschäftsstelle lasse allerdings bereits jetzt erkennen, dass die finanziellen Mehrbelastungen der Landkreise im Wesentlichen durch die Kostenverlagerungen vom überörtlichen Träger der Sozialhilfe verursacht werden. Die Geschäftsstelle wird beauftragt, gegenüber Landesregierung und Landtag dafür einen finanziellen Ausgleich einzufordern und die Mehrbelastung der Kommunen infolge der Kostenverlagerung öffentlich zu machen. Hierzu wird die Geschäftsstelle eine Pressemitteilung herausgeben, die von den Landkreisen örtlich untersetzt werden soll.
TOP 8

Zukunft der Feuerwehr-Unfallkasse Sachsen-Anhalt

Nach Darstellung des aktuellen Sachstandes und intensiven Meinungsaustausches stimmen die Landräte in ihrer Einschätzung überein, dass die weiterhin für sinnvoll erachtete Fusion der Feuerwehr-Unfallkasse Sachsen-Anhalt mit der Unfallkasse Sachsen-Anhalt wegen der ablehnenden Position der Seite der Versicherten von den Landkreisen nicht durchgesetzt werden kann. Von daher wird sich der Landkreistag Sachsen-Anhalt zu diesem Thema nicht weiter positionieren.
TOP 9

Dienst- und Amtshaftpflichtdeckungsschutz für Landräte  in Sachsen-Anhalt

Den Landräten wird der mögliche Versicherungsschutz für Dienst- und Amtshaftungsfälle dargestellt und empfohlen, jeweils den bereits bestehenden Versicherungsschutz zu prüfen und ggf. - insbesondere im Bereich der Vermögensschadenhaftpflichtversicherung - entsprechend nachzubessern. Wegen der Vielfalt des bereits vorhandenen Versicherungsschutzes kommt ein Rahmenvertrag zur Abdeckung eines Restrisikos durch den Landkreistag Sachsen-Anhalt nicht in Betracht.
Tischvorlage:

Dienst- und Amtshaftpflichtdeckungsschutz für Landräte  in Sachsen-Anhalt

TOP 12

Verschiedenes
Tischvorlage:

Runderlass des MS vom 27.08.2003 zur Auslegung von Unterschriftslisten in Kindertageseinrichtungen.
Theel

Geschäftsführendes

Präsidialmitglied

Anlagen
